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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 11a/7a AL 114/06 B 
 
L 1 AL 191/04 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 4 AL 344/03 (SG Speyer) 
 
 
 
 
............................. , 
 
 

Kläger und Beschwerdegegner, 
 
Prozessbevollmächtigte:   .........................................................  
 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Bundesagentur für Arbeit, 
Regensburger Straße 104, 90478 Nürnberg, 
 

Beklagte und Beschwerdeführerin. 
 
 
 

Der 11a. Senat des Bundessozialgerichts hat am 18. Oktober 2007 durch  

die Vizepräsidentin   Dr. W e t z e l - S t e i n w e d e l   sowie den Richter  

Dr.  V o e l z k e   und die Richterin   Dr.  R o o s   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Beklagten gegen die Nichtzulassung der Revision in dem Urteil des 

Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 27. April 2006 wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beklagte hat dem Kläger die außergerichtlichen Kosten  des Beschwerdeverfahrens zu er-

statten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde ist nicht zulässig. Die geltend gemachten Zulassungsgründe (grundsätzliche 

Bedeutung der Rechtssache und Verfahrensfehler) sind nicht in der durch § 160a Abs 2 Satz 3 

Sozialgerichtsgesetz (SGG) gebotenen Weise dargelegt bzw geltend gemacht. 

 

1. Die grundsätzliche Bedeutung einer Rechtssache lässt sich nur darlegen, indem die Be-

schwerdebegründung ausführt, welche Rechtsfrage sich ernsthaft stellt, deren Klärung über 

den zu entscheidenden Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder Rechtsfortbildung 

im allgemeinen Interesse erforderlich (Klärungsbedürftigkeit) und deren Klärung durch das 

Revisionsgericht zu erwarten (Klärungsfähigkeit) ist (BSG SozR 1500 § 160a Nr 60 und 65; 

BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 16 mwN; BVerwG NJW 1999, 304; vgl auch BVerfG SozR 3-1500 

§ 160a Nr 7). Die Beschwerdebegründung hat deshalb auch auszuführen, inwiefern die Rechts-

frage nach dem Stand von Rechtsprechung und ggf des Schrifttums nicht ohne weiteres zu 

beantworten ist und den Schritt darzustellen, den das Revisionsgericht zur Klärung der Rechts-

lage im Allgemeininteresse vornehmen soll (BSG SozR 1500 § 160a Nr 31).  

 

Diesen Anforderungen genügt die Beschwerdebegründung nicht. Zwar formuliert die Beschwer-

deführerin als Rechtsfrage, ob eine in einem Zweifamilienhaus vermietete Wohnung durch Ver-

kauf oder Beleihung "verwertbar" iS des § 1 Abs 1 Arbeitslosenhilfe-Verordnung 2002 ist, wenn 

eine Abgeschlossenheitsbescheinigung nach § 3 Abs 2 Satz 1 Wohnungseigentumsgesetz 

(WEG) nicht vorliegt. Die Beschwerdebegründung zeigt aber den nötigen Klärungsbedarf der 

Frage vor dem Hintergrund der von ihr selbst zitierten Rechtsprechung des Bundessozialge-

richts (BSG) nicht auf, nach der es für die Verwertbarkeit von Vermögen im Rahmen der Be-

dürftigkeitsprüfung bei der Arbeitslosenhilfe (Alhi) darauf ankommt, ob die betroffenen Vermö-

gensgegenstände verbraucht, übertragen oder belastet werden können und ob der Verwertung 

Hindernisse entgegenstehen, welche vom Inhaber des Vermögens nicht beseitigt werden kön-

nen (vgl BSG, Urteil vom 25. April 2002 - B 11 AL 69/01 R; Urteil vom 20. Oktober 2005 

- B 7a/7 AL 76/04 R = SozR 4-4300 § 193 Nr 10). Im Übrigen hätte es in diesem Zusammen-

hang auch näherer Ausführungen zur Klärungsfähigkeit der Rechtsfrage bedurft. Denn eine 

Rechtsfrage ist nur dann klärungsfähig, wenn sie entscheidungserheblich ist, dh es auf ihre 

Beantwortung für die Entscheidung des vorliegenden Rechtsstreits ankommt (vgl BSG SozR 

4-1500 § 160a Nr 5). Dies ist hier zweifelhaft, da es nach den Darlegungen in der Beschwerde-

begründung nur um einen Anspruch auf Alhi für die Zeit vom 12. Januar bis 6. März 2003 geht. 

Die Kurzzeitigkeit des Leistungsbezugs als solche ist zwar nach der Rechtsprechung des BSG 

kein Faktor für die Unwirtschaftlichkeit einer Verwertung (vgl Urteil vom 17. Oktober 1990 

- 11 RA 133/88). Sie ist jedoch im Rahmen der Bedürftigkeitsprüfung bei der weiteren Voraus-

setzung der Zumutbarkeit der Verwertung (hierzu BSG SozR 4-4300 § 193 Nr 3 RdNr 21 - unter 

Hinweis auf § 12 Abs 3 Satz 1 Nr 6 Sozialgesetzbuch Zweites Buch <SGB II>; ebenso BSG 

SozR 4-4220 § 6 Nr 3 RdNr 20) zu berücksichtigen (vgl BSG SozR 3-4100 § 137 Nr 6, S 57).  
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2. Wegen eines Verfahrensmangels ist die Revision nur zuzulassen, wenn ein Verfahrensfehler 

des LSG iS des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG substantiiert dargelegt wird, auf dem die angefochtene 

Entscheidung beruhen kann. 

 

a) Soweit die Beschwerdeführerin eine Verletzung des Anspruchs auf rechtliches Gehör (§§ 62, 

128 Abs 2 SGG, Art 103 Abs 1 Grundgesetz) rügt, fehlt es schon an schlüssigen Ausführungen 

zum vorgebrachten Verstoß gegen das Verbot der Überraschungsentscheidung. Sie macht 

zwar geltend, sie sei vom LSG verfahrensfehlerhaft nicht zu der Frage gehört worden, ob der 

Kläger zum Zweck der Beleihung der vermieteten Wohnung in seinem Haus einen weiteren 

Kredit erhalten hätte. Indes ist angesichts der von der Beschwerdeführerin geschilderten 

zentralen Streitfrage der Verwertbarkeit des vorhandenen Zweifamilienhauses bzw der 

vermieteten Wohnung, der mitgeteilten Rechtsauffassung des Sozialgerichts und der von ihr 

erwähnten Verfügung des LSG vom 9. Juni 2005 (Beschwerdebegründung S 5) nicht 

nachvollziehbar, weshalb sie sich nicht eingehend und umfassend mit allen in Betracht kom-

menden Formen der Verwertung des Zweifamilienhauses bzw einer noch zu bildenden Eigen-

tumswohnung einschließlich der vom LSG letztlich angenommenen Unverwertbarkeit hätte aus-

einander setzen können (hierzu BSG, Beschluss vom 21. Juli 2006 - B 11a AL 283/05 B mwN). 

So ist insbesondere der nach den Ausführungen in der Beschwerdebegründung aus Sicht des 

LSG entscheidende Gesichtspunkt der fehlenden Teilungserklärung nach dem WEG bereits 

- wenn auch mit anderem Ergebnis - in der Entscheidung des SG angesprochen worden. Der 

Hinweis auf einen anderenfalls gestellten Beweisantrag verdeutlicht stattdessen, dass in 

Wahrheit eine Verletzung der Amtsermittlungspflicht (§ 103 SGG) gerügt werden soll. Hierauf 

kann die Beschwerde aber nur gestützt werden, wenn sich die unterlassenen Ermittlungen auf 

einen Beweisantrag beziehen, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist 

(§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 SGG). Dergleichen behauptet die Beschwerdebegründung selbst 

nicht. 

 

b) Auch der behauptete Verstoß gegen die Verpflichtung des Gerichts, die für die richterliche 

Überzeugung leitenden Gründe im Urteil (§ 128 Abs 1 Satz 2 SGG) anzugeben, ist nicht ausrei-

chend bezeichnet. Denn die Bezeichnung eines Verstoßes gegen § 128 Abs 1 Satz 2 SGG 

setzt die Darlegung voraus, dass nach der Rechtsauffassung des LSG wesentliche 

entscheidungserhebliche Gesichtspunkte in den Entscheidungsgründen nicht behandelt worden 

sind (BSG SozR Nr 79 zu § 128 SGG; BSG, Beschluss vom 12. September 2006 - B 11a AL 

93/06 B; BSG, Beschluss vom 21. September 2006 - B 11a AL 83/06 B). Nach der 

Beschwerdebegründung (S 3, 4 und 7) hat das LSG die mangelnde Belastbarkeit des 

Zweifamilienhauses auf die vorhandenen Ermittlungsergebnisse sowie die danach bereits 

vorhandene Belastung der Immobilie bei unzureichend gesichertem Schuldendienst gestützt. 

Hiernach ist nicht einsichtig oder wäre zumindest näher erläuterungsbedürftig gewesen, wieso 

es zusätzlich der von der Beschwerdeführerin geforderten Angabe eines besonderen Erfah-
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rungssatzes bzw zur Begründung der Entscheidung der Bezugnahme auf eigene Sachkunde 

bedurft hätte. Der erhobene Vorwurf, das LSG habe seiner Entscheidung Mutmaßungen ohne 

zureichende Bankauskünfte zu Grunde gelegt, zielt in Wahrheit auf eine fehlerhafte Be-

weiswürdigung (§ 128 Abs 1 Satz 1 SGG) und vermag die Zulassung der Revision nicht zu 

begründen (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 SGG). 

 

Schließlich ist in der Beschwerdebegründung auch ein Verstoß gegen das in § 123 SGG ent-

haltene Gebot zur vollständigen Entscheidung über den erhobenen Anspruch (vgl BSG SozR 

3-1500 § 96 Nr 9) nicht hinlänglich dargelegt. Denn nach den Ausführungen der 

Beschwerdeführerin hat der Kläger ein Grundurteil (§ 130 Abs 1 Satz 1 SGG) beantragt und 

das LSG ersichtlich ein solches Urteil erlassen. Auf die inhaltliche Richtigkeit kommt es im 

Verfahren der Nichtzulassungsbeschwerde nicht an. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 SGG.  

 

 

7 

8 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

